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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1965 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 285. Sit- 
zung am 9. Juli 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 23. Juni 1965 verabschiedeten 

Gesetzes über Mindestvorräte an 
Erdöl erzeugnissen 
— Drucksachen IV/ 3325, IV/ 3429 — - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grunde einberufen 
wird: 

ln § 8 Abs. 2 sind die Worte „mit Zustimmung des Bundestages" 
durch die Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" zu ersetzen. 

Begründung 

Artikel 80 Abs. 2 GG sieht beim Erlaß von Rechtsverordnungen 
allein eine Zustimmung des Bundesrates vor. Es besteht kein 
Anlaß, von dieser im Grundgesetz enthaltenen Regelung abzu- 
weichen. Auch der Bundestag hat sich in letzter Zeit wiederholt 
der Auffassung des Bundesrates angeschlossen, daß der Bundes- 
tag dann, wenn er die Rechtsetzung auf den Verordnungsgeber 
delegiert hat, beim Erlaß von Rechtsverordnungen nicht mehr 
eingeschaltet sein sollte. 

Dr. Zinn 


Bonn, den 9. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. Juni 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Zinn 
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